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Abstract Haushaltsabgabe, Lizenzgebühr, Steuerfinanzierung – 
öffentlich-rechtliche Medien werden in Europa auf ganz untersschied-
liche Art und Weise finanziert. Der vorliegende Überblicksbeitrag 
stellt die wichtigsten Finanzierungsformen in Europa vor und disku-
tiert deren Vor- und Nachteile im Vergleich. In der Gesamtschau zeigt 
sich, dass es keine einheitliche Lösung zur Finanzierung von öffent-
lich-rechtlichen Medien gibt, sondern dass die Finanzierung stets an 
die Rahmenbedingungen eines Landes angepasst werden muss. 

Die Höhe und Form der Finanzierung öffentlich-recht-
licher Medien (ÖRM) steht immer wieder im Mittel-
punkt der öffentlichen und politischen Debatte um 

dieselben. Dies betrifft nicht nur Deutschland, sondern auch 
andere europäische Länder (vgl. Herzog et al. 2018). In Frank-
reich beispielsweise wurde 2022 der Rundfunkbeitrag, der 
bis dato über die Wohnsteuer entrichtet wurde, abgeschafft. 
Stattdessen werden ÖRM in Frankreich bis Ende 2024 über die 
Mehrwertsteuer finanziert (vgl. ARTE 20.2.2023). Auch Schwe-
den änderte 2019 seine Finanzierungsform und finanziert 
ÖRM mittlerweile über eine zweckgebundene ÖRM-Steuer 
(vgl. European Broadcasting Union 2023a, S. 19). Doch warum 
existieren in Europa so viele unterschiedliche Finanzierungs-
formen und welche Vor- und Nachteile bringen diese jeweils 
mit sich? 

Dieser Beitrag geht nach einem allgemeinen Überblick 
über die Finanzierung von ÖRM in Europa auf die wichtigsten 
öffentlichen Finanzierungsformen ein, zeigt Länderbeispiele 
auf und diskutiert jeweils Vor- und Nachteile.
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Vor- und Nachteile im Vergleich.
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Öffentlich-rechtliche Medien in Europa:  
Ein Überblick über die Finanzierung
Die European Broadcasting Union (EBU) – ein Zusammen-
schluss von ÖRM in 56 Ländern in Europa und darüber hinaus 
– unterscheidet mehrere ÖRM-Finanzierungsformen (vgl. ebd., 
S. 19-21). Zu den kommerziellen Finanzierungsformen gehören 
Werbung sowie weitere kommerzielle Einnahmen, z. B. durch 
Lizenzrechte, die allerdings insgesamt nur etwa 19 Prozent 
der Gesamt-Finanzierung von europäischen ÖRM abdecken 
(vgl. ebd.). Zu den öffentlichen Finanzierungsformen gehören 
Finanzierungen aus dem Staatshaushalt (z. B. über allgemeine 
Steuern), Finanzierungen außerhalb des Staatshaushalts (z. B. 
zweckgebundene Steuern) sowie Lizenzge-
bühren (license fees) (vgl. ebd.). Letztere 
sind aus finanzwirtschaftlicher Perspektive 
– da man nicht für die tatsächliche Nutzung 
zahlt – als Beiträge einzustufen und lassen 
sich unterteilen in a) Haushaltsbeiträge (an 
Haushalte gekoppelte pauschale Finanzierung unabhängig vom 
Gerätebesitz) sowie b) gerätebezogene Beiträge (Zahlung auf 
den Besitz von Rundfunkgeräten) (vgl. Beck/Beyer 2013). Diese 
genauere Unterteilung nimmt die EBU (2023a, S. 19-21) jedoch 
nicht mehr vor. Mit Blick auf die öffentliche Finanzierung kann 
man also grob zwischen Beiträgen (geräteabhängige Beiträge 
und Haushaltsbeiträge) sowie Steuern (allgemeine Steuern und 
zweckgebundene Steuern) unterscheiden (vgl. ebd.).

Insgesamt decken die öffentlichen Finanzierungsformen 
bei den von der EBU analysierten 64 ÖRM-Organisationen in 47 
europäischen Ländern etwa 77 Prozent der Finanzierung ab (vgl. 
European Broadcasting Union 2023a, S. 19-21). Obwohl mehrere 
Länder (z. B. Norwegen, Schweden, Frankreich oder Island) Bei-
tragsfinanzierungen zwischen 2009 und 2023 abgeschafft haben 
(vgl. European Broadcasting Union 2023b, S. 9), werden ÖRM im-
mer noch zu großen Teilen (57 %) über Beiträge finanziert (vgl. 
European Broadcasting Union 2023a, S. 21). Etwa ein Sechstel der 
ÖRM-Finanzierung (17 %) stammt aus dem Staatshaushalt, etwa 
vier Prozent aus Mitteln außerhalb des Staatshaushalts (vgl. ebd.).

Geräteabhängiger Beitrag
Der geräteabhängige Beitrag gilt als traditionelle Finanzierungs-
form von ÖRM (vgl. Murschetz 2022, S. 263) und wird nach wie 
vor in einigen europäischen Ländern angewendet (vgl. Burnley 
2017, S. 6; European Broadcasting Union 2023b, S. 16). Allerdings 

Finanzierung öffentlich-rechtlicher Medien in Europa

Insgesamt decken die öffentlichen  
Finanzierungsformen bei den von der EBU 

analysierten 64 ÖRM-Organisationen 
etwa 77 Prozent der Finanzierung ab. 
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ist die Anzahl an Ländern, die den Beitrag an den Besitz von 
Radio- und Fernsehgeräten koppeln, gering und sinkt immer 
weiter. 2023 wurde der Beitrag nur in Albanien, Bosnien-Herze-
gowina, Irland, Polen, Tschechien und Italien an den Besitz von 
traditionellen Geräten gebunden (vgl. European Broadcasting 
Union 2023b, S. 16). In Großbritannien, Kroatien und Slowenien 
wurde der Beitrag auf sog. „connected services“ (z. B. Nutzung 
BBC iPlayer) erweitert (vgl. ebd.). Auch in Deutschland wurde 
der Rundfunkbeitrag bis 2013 geräteabhängig erhoben. 

Ein Vorteil der geräteabhängigen Finanzierung ist, dass es 
sich um eine direkte Einnahmequelle handelt, die unabhängig 
vom Staatshaushalt ist, was Staatsferne ermöglicht (vgl. Burn-
ley 2017, S. 6). In diesem Sinne ist sie auch bezüglich der Markt-
stabilität „more stable and predictable than most other means 
of PSM funding“ (vgl. ebd.). Auf der anderen Seite ist der gerä-
teabhängige Beitrag verteilungsungerecht, das heißt: „Je höher 

das Einkommen des Gebührenzahlers, umso 
geringer seine Belastung mit der Rundfunk-
gebühr relativ zu seinem Einkommen“ (Beck/
Beyer 2013, S. 75). Auch die mögliche Befrei-
ung von der Beitragspflicht trägt nur in gerin-
gem Maße zu einer Lösung dieses Problems 

bei (vgl. ebd.). Das wichtigste Argument für die Abschaffung von 
geräteabhängigen Beiträgen ist aber „the anachronism that the 
fee was bound to the possession of a receiving device“ (Herzog/
Karppinen 2014, S. 422), was im Zeitalter der multifunktiona-
len und portablen Nutzung von Empfangsgeräten wie Mobil-
telefonen nicht mehr zweckmäßig erschien (Kirchhof 2010, S. 
8; 50). Gleichzeitig scheint dieser Anachronismus vor dem Hin-
tergrund der Veränderungen des Medienverhaltens in jüngeren 
Zielgruppen und dem demografischen Wandel zu weiteren Fi-
nanzierungslücken zu führen (vgl. Herzog/Karppinen 2014, S. 
422). Außerdem war zumindest in Deutschland die Akzeptanz 
für die Gebühreneinzugszentrale (GEZ) gering (vgl. ebd.). Dar-
über hinaus gab es zumindest in Deutschland eine hohe Anzahl 
an „Schwarzseher:innen“, die trotz Besitz nicht zahlen und de-
ren Kontrolle wiederum die ohnehin hohen Verwaltungskosten 
zusätzlich steigerte (vgl. Hadamitzky/Blanckenburg 2006). 

Haushaltsbeitrag
Der Haushaltsbeitrag wurde 2013 in Deutschland eingeführt 
und hat die bis dahin bestehende Kopplung an den Besitz von 
Geräten abgelöst (vgl. Beck/Beyer 2013). Der sog. Rundfunkbei-

In Deutschland gab es eine hohe Anzahl 
an „Schwarzseher:innen“, deren Kon-
trolle die ohnehin hohen Verwaltungs-
kosten zusätzlich steigerte.

Johanna Wolleschensky/Annika Sehl
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tragsstaatsvertrag (RBStV) legt die Einzelheiten fest. Darüber 
hinaus hat jede Landesrundfunkanstalt eine eigene Beitragssat-
zung (vgl. Beitragsservice o. D.). Grundsätzliche Idee des Haus-
haltsbeitrags ist, dass unabhängig von dem Besitz eines Gerätes 
ein Rundfunkbeitrag pro Wohnung bzw. Betriebsstätte fällig 
wird, da man davon ausgeht, dass nur wenige Menschen niemals 
ÖRM nutzen (vgl. Nissen 2006, S. 43). In den vergangenen Jah-
ren haben weiteren Länder nachgezogen. Zum 1.1.2024 wurde 
das Modell auch in Österreich eingeführt (vgl. Pion 2024) – in der 
Schweiz gilt es schon seit 2019 (vgl. SRG SSR o. D.). 

Da auch die Zahlung pro Haushalt als Beitrag einzustufen 
ist, gelten viele der oben genannten Vor- und Nachteile für die 
Gerätebeiträge auch für den Haushaltsbeitrag (vgl. Beck/Beyer 
2013, S. 74). Konkret schützt auch dieses Modell dadurch, dass 
es sich hier um eine direkte Finanzierung unabhängig vom 
Staatshaushalts handelt, relativ gut vor politischer Einflussnah-
me (insbesondere, wenn die Höhe des Beitrages von unabhängi-
gen Institutionen bestimmt wird) und auch vor schwankenden 
Preisen (vgl. Murschetz 2022, S. 266). Darüber hinaus stellen das 
veränderte Nutzungsverhalten und der demografische Wandel 
in diesem Finanzierungsmodell kein Problem dar – ebenso wie 
die Möglichkeit des „Schwarzsehens“ (vgl. ebd.). Auf der anderen 
Seite ist auch der Haushaltsbeitrag einkom-
mensunabhängig und damit verteilungsun-
gerecht – auch wenn es diverse Optionen zur 
Beitragsbefreiung gibt (vgl. Beck/Beyer 2013, 
S. 75). Außerdem fallen für die Erhebung der 
Beiträge nach wie vor Kosten an – 2023 ge-
hen von 18,36  Euro (monatlicher Haushaltsbeitrag) 0,35 Euro 
an den zentralen Beitragsservice (vgl. ARD 2023). Gleichzeitig 
gibt es bei dieser Finanzierung auch Datenschutzbedenken, da 
Daten der Einwohnermeldeämter für die Erhebung der Beiträge 
genutzt werden (vgl. Herrmann 2013, S. 553). Nicht außer Acht 
gelassen werden sollte auch, dass der Haushaltsbeitrag jeweils 
turnusmäßig (z. B. jährlich oder alle drei Monate) gezahlt wer-
den muss und die Kosten deutlich sichtbarer für Bürger:innen 
sind, als wenn die Kosten in eine allgemeine Steuer integriert 
sind und nicht gesondert ausgewiesen werden. 

Allgemeine Steuern
Eine Finanzierung aus allgemeinen Steuern stellt eine weitere 
Möglichkeit der Finanzierung dar, die auch als „Budgetfinan-
zierung“ bezeichnet werden kann (vgl. Murschetz 2022, S. 268). 

Bei der Finanzierung  durch den  
Haushaltsbeitrag  gibt es auch  

Datenschutzbedenken, da Daten der  
Einwohnermeldeämter genutzt werden.

Finanzierung öffentlich-rechtlicher Medien in Europa
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Zu den Arten dieser Finanzierung gehört beispielsweise eine 
Finanzierung über die Mehrwertsteuer oder über einen Anteil 
am allgemeinen Steueraufkommen. Länder, die diese Finanzie-
rungsform nutzen, sind u. a. Belgien, aber auch Norwegen und 
Dänemark (vgl. Lindeberg/Ala-Fossi 2023, S. 154; Murschetz 
2022, S. 269).  

Ein Vorteil dieser Finanzierungsform ist – je nach Ausgestal-
tung, insbesondere bei einem Anteil an der Einkommenssteuer 
– die verteilungsgerechtere Finanzierung (vgl. Beck/Beyer 2013, 
S. 76). Dazu kommt, dass im Gegensatz zu Haushaltsbeiträgen 
und geräteabhängigen Beiträgen keine Erhebungs- und Kont-
rollkosten anfallen (vgl. ebd). Da die Finanzierung über Steuern 
geräteunabhängig ist, ist auch „Schwarzsehen“ nicht möglich 
(vgl. Murschetz 2022, S. 268). Die oben bereits ausgeführten da-
tenschutzrechtlichen Probleme entfallen ebenfalls (vgl. Herr-
mann 2013, S. 554). Die Finanzierung über Steuern ist einerseits 
von Vorteil, „[because] it is easier to view it as just another tax“ 

(Picard 2006, S. 190). Auf der anderen Seite 
führt genau dies zu fehlender Transparenz, da 
Bürger:innen zum Teil nicht wissen, wie viel 
sie genau für ÖRM zahlen (vgl. O'Hagan/Jen-
nings 2003, S. 52-53). Gleichzeitig fällt durch 
die indirekte Art der Finanzierung der direk-

te Draht zwischen Medienorganisation und Publikum weg, was 
zu weniger Rechenschaftspflicht und Verantwortung der ÖRM 
gegenüber den Bürger:innen führen könnte (vgl. Nissen 2006, 
S. 42). Zudem kann eine Steuerfinanzierung zu einem Wettbe-
werb mit anderen Institutionen und Einrichtungen um die Höhe 
der Gelder führen (vgl. O'Hagan/Jennings 2003, S. 52-53), was 
insgesamt zu Verteilungsproblemen führen kann – auch unter 
den einzelnen Anstalten (vgl. Herrmann 2013, S. 553). Daneben 
stellen „konjunkturell bedingte Steuermindereinnahmen“ (vgl. 
ebd.) ein Problem dar. Das wohl wichtigste Argument gegen eine 
Steuerfinanzierung ist neben der fehlenden Planungssicherheit 
allerdings die potenzielle politische Einflussnahme: „A grant in-
corporated into the budget might provide a better channel for 
political pressure, as well as making the funding more suscep-
tible to sudden changes as fiscal authorities attempt to balance 
many claims to their revenues“ (O'Hagan/Jennings 2003, S. 53). 
Entsprechend könnte die Höhe der Finanzierung jeweils Teil der 
politischen Konflikte und jährlichen Haushaltsplanungen wer-
den (vgl. Gundlach 2020, S. 1526). Dies könnte auch inhaltlich 
anfälliger für Hofberichterstattung oder Selbstzensur machen 

Das wohl wichtigste Argument gegen 
eine Steuerfinanzierung ist neben der 
fehlenden Planungssicherheit die  
potenzielle politische Einflussnahme.

Johanna Wolleschensky/Annika Sehl
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(vgl. Murschetz 2022, S. 268). Doch selbst wenn politischer Druck 
in der Realität nicht stattfindet, entsteht bei einer Finanzierung 
über allgemeine Steuern zumindest der Eindruck politischer Ab-
hängigkeit und Einflussnahme, was zu Legitimationsproblemen 
führen könnte (vgl. Murschetz 2022, S. 269).

Zweckgebundene Steuer
Eine zweckgebundene Steuer (earmarked tax) bzw. die Finan-
zierung über eine Rundfunksteuer ist vor allem eine nordeu-
ropäische Entwicklung (vgl. Lindeberg/Ala-Fossi 2023, S. 154). 
Ein Beispiel für diese noch relativ seltene Art der Finanzierung 
ist die YLE-Steuer in Finnland, aber auch in Schweden wird die 
Finanzierung von ÖRM über eine Rundfunksteuer organisiert 
(vgl. European Broadcasting Union 2023a, S. 19). Die Rund-
funksteuer muss zwar zusammen mit anderen Steuern bezahlt 
werden, ist aber nur für ÖRM bestimmt (vgl. Murschetz 2022, 
S. 267). Die Rundfunksteuer ist ebenfalls geräteunabhängig, so-
dass „Schwarzsehen“ hier also nicht möglich 
ist (vgl. ebd., S. 268). Ein Vorteil dieser Finan-
zierungsform ist auch, dass das kostenin-
tensive Gebühreineinzugs- und Kontrollver-
fahren entfällt (vgl. Beck/Beyer 2013, S. 75), 
genauso wie datenschutzrechtliche Probleme 
(vgl. Herrmann 2013, S. 554). Da die Rundfunksteuer an das 
Einkommen gekoppelt ist, ist sie verteilungspolitisch gerechter 
(vgl. Murschetz 2022, S. 267) – sofern sie keine Pauschalsteuer 
ist (vgl. Gundlach 2020, S. 1526). Insgesamt ist zwar eine relativ 
große Planungssicherheit zu erwarten (vgl. Murschetz 2022, S. 
267), allerdings kann je nach Ausgestaltung auch die wirtschaft-
liche und politische Situation des Landes eine Rolle spielen (vgl. 
Gundlach 2020, S. 1526). Die Staatsferne der Finanzierungsoption 
hängt aber wie bei der allgemeinen Steuerfinanzierung von den 
spezifischen Rahmenbedingungen ab: Grundsätzlich besteht das 
Risiko, dass „politischer Fußball“ (Public Media Alliance o. D.) ge-
spielt wird und die Rundfunksteuer Teil von haushaltspolitischen 
Konflikten wird, wenn keine entsprechenden Gegenmechanis-
men etabliert wurden (vgl. ebd.; Murschetz 2022). 

Fazit
Dieser Beitrag hat verschiedene Finanzierungsformen vorge-
stellt und die jeweiligen Vor- und Nachteile beschrieben (für 
eine Übersicht, siehe Tabelle 1). Insgesamt betreffen diese auch 
in weiten Teilen die von der EBU formulierten vier Prinzipien 

Da die Rundfunksteuer an das  
Einkommen gekoppelt ist, ist sie  

verteilungspolitisch gerechter  
– sofern sie keine Pauschalsteuer ist.
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Vorteile Nachteile

Geräteunabhängige  
Beiträge

•	Direkte Finanzierung
•	Staatsferne
•	Marktstabilität

•	Verteilungsungerecht
•	Anachronismus durch Gerä-

tebindung bzw. Medienkon-
vergenz

•	„Schwarzsehen“
•	Hohe bürokratische Kosten
•	Sichtbarkeit der Kosten für 

Bürger:innen

Haushaltsbeiträge •	Direkte Finanzierung
•	Staatsferne
•	Marktstabilität
•	Keine Möglichkeit des 

„Schwarzsehens“

•	Verteilungsungerecht
•	Datenschutzbedenken 
•	Bürokratische Kosten
•	Sichtbarkeit der Kosten für 

Bürger:innen

Allgemeine Steuern •	Verteilungsgerecht(er), 
sofern an Einkommen 
gebunden

•	Keine zusätzlichen 
Erhebungs- und Kontroll-
kosten

•	Geräteunabhängigkeit
•	Keine Möglichkeit des 

„Schwarzsehens“
•	Weniger Datenschutzbe-

denken
•	Weniger Sichtbarkeit der 

Kosten für Bürger:innen

•	Fehlende Transparenz über 
Höhe der Finanzierung 

•	Indirekte Finanzierung --> 
Weniger direkte Rechen-
schaftspflicht gegenüber 
Bürger:innen

•	Ggf. Wettbewerb mit 
anderen steuerfinanzierten 
Institutionen --> Vertei-
lungsprobleme

•	Risiko von Steuerminderein-
nahmen

•	Potenzielle politische Ab-
hängigkeit --> Hofbericht-
erstattung, Selbstzensur, 
Legitimationsprobleme

Zweckgebundene  
Steuern

•	Verteilungsgerecht(er), 
sofern an Einkommen 
gebunden

•	Keine Erhebungs- und 
Kontrollkosten

•	Geräteunabhängigkeit
•	Keine Möglichkeit des 

„Schwarzsehens“
•	Weniger Datenschutzbe-

denken
•	Weniger Sichtbarkeit der 

Kosten für Bürger:innen 
•	Relativ große Planungssi-

cherheit

•	Indirekte Finanzierung --> 
weniger direkte Rechen-
schaftspflicht gegenüber 
Bürger:innen

•	Staatsferne nicht zwangs-
läufig gegeben --> mögliche 
politische Einflussnahme

Anmerkung: Vor- und Nachteile gelten je nach Ausgestaltung der Finanzierungsform. Beispiel: 
Eine Finanzierung über Steuern ist nur dann verteilungsgerechter, wenn sie etwa über die Ein-
kommenssteuer erhoben wird. Ausführliche Diskussionen und Quellen siehe Text.

Tabelle 1: Übersicht über Vor- und Nachteile ausgewählter öffentlicher Finanzierungsformen für ÖRM

Johanna Wolleschensky/Annika Sehl
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für die Finanzierung von ÖRM: 1) Stabilität und Angemessen-
heit, 2) politische Unabhängigkeit, 3) Gerechtigkeit und Vertret-
barkeit und 4) Transparenz und Rechenschaft (vgl. European 
Broadcasting Union 2023a, S. 18). Diese Prinzipien können je-
doch nicht nur über die Finanzierungsform erfüllt werden, 
sondern hängen auch von der spezifischen Ausgestaltung der 
jeweiligen Finanzierungsform ab (z. B. Ein-
bindung externer Institutionen zur Bedarfs-
ermittlung, politische Ausgestaltung, rechtli-
che Rahmenbedingungen, Höhe der Beiträge, 
Governance-Strukturen etc. (vgl. ebd., S. 17)). 
Dennoch zeichnen sich die hier vorgestellten 
öffentlichen Finanzierungsformen (geräteabhängige Beiträge, 
Haushaltsbeiträge, allgemeine Steuern, zweckgebundene Steu-
ern) durch unterschiedliche Gewichtungen der vier Prinzipien 
aus. Während eine Finanzierung über allgemeine Steuern bei-
spielsweise politische Einflussnahme – je nach Ausgestaltung 
– potenziell leichter möglich macht, dafür aber verteilungspo-
litisch gerechter ist, zeichnen sich haushalts- bzw. geräteabhän-
gige Beiträge durch andere Nachteile wie Verteilungsungerech-
tigkeit oder hohe bürokratische Kosten aus. Daneben können 
auch die beiden Beitragsformen politische Abhängigkeit ermög-
lichen, wenn etwa politische Akteur:innen über die Höhe der 
Beiträge entscheiden können (z. B. in Großbritannien, vgl. Rook 
2019, S. 317). Deshalb erscheint es wenig verwunderlich, dass es 
innerhalb Europas keinen „one-size-fits-all approach“ (Euro-
pean Broadcasting Union 2023a, S. 17) für die Finanzierung von 
ÖRM gibt und „eine effiziente, flexible, staatsferne und gerech-
te Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks eine fast 
unlösbare Aufgabe ist“ (Beck/Beyer 2013, S. 88). Entsprechend 
müssen die Finanzierungsformen und deren Ausgestaltung je-
weils immer an die rechtlichen, politischen und wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen eines Landes angepasst werden. 
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